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Der Staat- dis indusirielle Antriebskraft in Frankreich
A lfre d  jFrisch, Paris

In zunehmendem Maße fühlt sich der Staat in Frank­
reich verpflichtet, das W irtschaftsleben durch direkte, 

eigene Initiativen in eine dynamische Richtung zu 
lenken und sich sogar an neuen Projekten zu beteili­
gen. Nicht selten geschieht dies auf Wunsch der Privat­
wirtschaft, die häufig zur Verwirklichung der von ihr 
als ökonomisch sinnvoll erkannten Pläne nicht die 
M ittel besitzt oder ohne staatliche Rückendeckung vor 
dem gegebenen Risiko zurüdcscbreckt. Diese staatli­
chen Interventionen passen kaum in den Rahmen des 
üblichen Dirigismus hinein, da die Regierung nicht 
autoritär lenken möchte, sondern eher unternehmerisch 
über Beteiligungen oder Kredithilfen in Erscheinung 
tr itt und das Privatkapital dort ersetzt, wo es fehlt. 
A llerdings erhalten diese Aktionen sehr leicht eine 
dirigistische Note, weil jede Machtposition hohe 
Beamte besonders zu Übergriffen und wirtschaftspoli­
tischen Mißbräuchen verleiten kann.

ERDOl

In der französischen Erdölwirtschaft haben sich recht 
eigenartige Verhältnisse herausgebildet. Es handelt 
sich hierbei um einen schon lange staatlich genau 
geregelten W irtschaftssektor mit auf die einzelnen 
Raffinerien verteilten Einfuhrkontingenten und einer 
strengen Bewilligungspflicht für neue Raffinerien. So­
lange ausländische Gesellschaften mit ihrem eigenen 
ö l  ziemlich ausschließlich den französischen M arkt be­
herrschten und auch die nationale Compagnie Fran­
çaise des Pétroles über ihre Versorgungsquellen im 
Irak  stark  international verflochten war, gab es keine 
besonderen Schwierigkeiten. Die Lage änderte sich je ­
doch, als das weitgehend französisch kontrollierte al­
gerische Erdöl verfügbar wurde und trotz seines hohen 
Preises aus politischen Gründen in Frankreich bevor­
zugt abgesetzt werden sollte. Die französische Regie­
rung versuchte zunächst, den ausländisdien Gesell­
schaften ihren  W illen aufzuzwingen, sah sich aber 
ziemlich schnell zu Kompromißverhandlungen veran­
laßt.

Inzwischen hat das französische Interesse für das 
algerische Erdöl stark nachgelassen. Dagegen ist 
Frankreich seit einiger Zeit eifrig bemüht, nationale 
Erdölfirmen zu fördern. Der Staat begnügte sich h ier­
bei nicht m it seiner 35 “/oigen Beteiligung an der Com­
pagnie Française des Pétroles, die er praktisch mit 
seinem A ktienpaket zu kontrollieren vermag, da sich 
der größte Teil des restlichen Kapitals in  H änden von 
K leinaktionären befindet, sondern gründete außerdem 
eine rein staatliche Erdölgesellschaft, die Union Géné­
rale des Pétroles, die sich inzwischen reichlich ver­
zweigte und von der Regierung sehr dynamisch ge­

fördert wird, damit sie sich innerhalb und außerhalb 
Frankreichs einen ansehnlichen M arktanteil sichern 
kann. Ihr augenblickliches Ziel sind 15 Vo des franzö­
sischen Absatzes.

Man ging sogar so weit, dieses rein  staatliche Unter­
nehmen gegenüber der Compagnie Française des Pé­
troles zu bevorzugen und außerdem die finanziell we­
sentlich leistungsfähigere halbstaatliche Gesellschaft 
zu zwingen, sich an neuen Raffinerien des staatlichen 
Konzerns zu beteiligen. Die Regierung unterlag schließ­
lich der Versuchung, der Union Générale des Pétroles 
eine Priorität für den Bau neuer Raffinerien einzu­
räumen, mußte aber aus zwei Gründen einlenken, 
einerseits weil sich die internationalen Erdölgesell­
schaften diesen Nationaldirigismus nicht ohne w eite­
res gefallen lassen wollten, sich Frankreich jedoch 
einen Fehlschlag seiner mühsam aufgebauten organi­
schen Erdölpolitik in Zusammenarbeit mit den inter­
nationalen Gesellsdiaften — schon im Hinblick auf 
seine Zusagen an A lgerien — nicht leisten konnte, 
andererseits aber auch infolge der finanziellen Schwä­
che des staatlichen Konzerns, der sich wohl oder übel 
mit einer gemäßigten Expansionsrate begnügen muß. 
Immerhin liefert das Erdöl ein bem erkenswertes Bei­
spiel für das in Frankreich üblich gewordene staatliche 
Bestreben, das wirtschaftliche Gesicht des Landes durch 
direkte Interventionen zu verändern, wobei sich der 
dirigistische Charakter dieser W irtschaftspolitik w eni­
ger aus unm ittelbaren Anweisungen der Regierung 
ergibt, als — paradoxerweise — aus der außergewöhn­
lichen Bewegungsfreiheit der G eneraldirektoren der 
staatlichen Betriebe. Diese Persönlichkeiten versuchen 
immer wieder, sich, gestützt auf den technokratischen 
Apparat der M inisterien, Machtpositionen zu schaffen. 
Der Verantwortliche des staatlichen Erdölkonzems 
spielt so rein persönlich eine entscheidendere Rolle als 
die Regierungspolitik im eigentlichen Sinne.

CHEIVIIE UND  ELEKTRONIK

In der Chemie geht es vor allem darum, große, inter­
national konkurrenzfähige Produktionseinheiten ent­
stehen zu lassen. Innerhalb dieses Zweiges m angelt es 
zwar nicht an Großbetrieben, sie entstanden aber 
häufig über verschiedenartige Finanzkonzentrationen 
ohne ausreichende Zusammenlegung der Produktions­
anlagen. Theoretisch besitzt der Staat zwar keine Mög­
lichkeit, die Errichtung einer neuen, seinen Sachver­
ständigen zu klein erscheinenden Fabrik zu verhin­
dern, praktisch liegen die Dinge jedoch etwas anders. 
Zur Verwirklichung ihnen vorschwebender Projekte 
sind die meisten Firmen auf die Unterstützung staat­
lich beeinflußter Kreditinstitute angewiesen. Diese
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Tatsadie gestattet dem Finanz- und W irtsdiaftsm ini- 
sterium, sidi mehr oder w eniger diskret einzusdialten. 
Außerdem besteht die Neigung, die Anlagen in steuer- 
lid i begünstigten neuen Industriezonen entstehen zu 
lassen. Dies gibt dem Staat ein weiteres M itspradie- 
redit. Sdiließlidi m angelt es gerade in der Chemie 
n id it an staatlidien oder halbstaatlidien Unternehmen. 
Ein großes Stidcstoffwerk bei Toulouse, die gesamte 
Kohlendiemie und ein Teil der Erdöldiemie, ein­
sdiließlidi der diem isdien Auswertung des Erdgas­
lagers von Lacq, sind vorwiegend staatlidie Gesell­
sdiaften, die übrigens neuerdings durdi eine Personal­
union mit dem staatlidien Erdölkonzern verbunden 
sind. Alle diese staatlidien Gesellschaften v.rerden an­
gehalten, mit Privatfirmen zur Sdiaffung großer, neuer 
Anlagen zusammenzuarbeiten. Sobald ein derartiges 
Kombinat in Form gem isditer Gesellsdiaften entsteht, 
darf es mit dem offiziellen W ohlwollen redinen. 
Selbstverständlidi entspredien in diesen Fällen die 
Produktionsabsiditen genau den Planungszielen.

Der Fehlsdilag der zunädist rein französisdi gewese­
nen Compagnie Bull, sidi auf dem Gebiete der Elek- 
tronenrediner international durdizusetzen,. und der 
mißlungene V ersudi der Regierung, durdi eine rein 
nationale Sanierung des Unternehmens die sdiließlidi 
unverm eidlidi gewordene Kontrolle durdi die ameri­
kanisdie General Electric zu vermeiden, veranlaßte 
nadi einigem Zögern einige französisdie Industrie­
unternehmen, mit einer noch nidit genau definierten 
staatlidien Unterstützung einen neuen Anlauf zur Her­
stellung von Elektronenredinern m ittlerer Größe zu 
wagen. Die Initiative wurde zu einem nid it geringen 
Teil durdi einen offiziell geäußerten Regierungs­
wunsch ausgelöst. Die staatlichen Sachverständigen 
erwägen verschiedene Möglichkeiten, von der staat­
lichen M ehrheitsbeteiligung bis zu einem staatlich 
finanzierten Forschungsauftrag, der der neuen Firma 
den Start erleichtern könnte. Man erkannte aber ziem­
lich schnell — und dies ist bezeichnend für den höchst 
pragmatischen Charakter der gesamten französischen 
W irtschaftspolitik —, daß sich nichts erreichen läßt 
ohne die Bereitschaft einiger Großbetriebe zur Zusam­
m enarbeit auf zunächst privater Grundlage. W ahr­
scheinlich w ird der Staat diesen Plan indirekt fördern 
durch begünstigte Kredite, einen finanziell verhältnis­
mäßig großzügigen Forsdiungsauftrag und auch durch 
gewisse Absatzgarantien im Rahmen der staatlichen 
Auftragsvergabe. Von privater Seite erw artet man die 
Beteiligung einer Reihe sehr bedeutender Firmen wie 
des Schneiderkonzerns, der Compagnie Générale 
d'Electricité, Thomson-Houston und der Compagnie de 
Télégraphie Sans Fil, die augenblicklich zusammen 
über 250 000 Arbeitskräfte beschäftigen und übrigens 
eine Zusammenarbeit mit Siemens im Interesse einer 
unbestreitbaren europäischen Leistungsfähigkeit ge­
genüber der amerikanischen Konkurrenz nicht ableh­
nen würden. Man darf darauf hinweisen, daß die fran­
zösischen Regierungsinterventionen nicht immer einen 
nationalen Charakter besitzen, sondern m itunter als 
unentbehrliche Vorbereitung gelten für eine spätere 
größere europäische Konzentration.

STAHL UND  AUTOMOBILE

W eitere Beispiele ähnlicher A rt liefern die Stahl- und 
Automobilindustrie. Beim Stahl ging die Initiative 
nicht von der Regierung, sondern von den Firmen aus. 
Dieser Industriezweig gelangte zu der Erkenntnis, daß 
er ohne bevorzugte staatliche Kredite nicht in der Lage 
ist, die erforderlichen Investitionen für Rationalisie­
rung und Expansion zu finanzieren. Er begründete zu­
nächst seine Kreditforderungen an den Staat mit seiner 
Benachteiligung durch die aufgezwungene Verwendung 
nationaler Kohle zu Preisen, die über dem W eltm arkt­
niveau liegen, sowie durch die Folgen einer nationalen 
Preispolitik, die seinen W erken lange unnötig niedrige 
Preise aufzwang und infolgedessen ihre eigenen Finan- 
zierungsmöglidikeiten einschränkte. Diese Argumente 
reichten aus, um die Regierung zu veranlassen, der 
Industrie im vergangenen Jah r einen ersten Kredit 
von etwa 300 Mill. F zu einem Zinssatz von etwa
4.5 o/o und mit langer Laufzeit bei einer absoluten 
Schonfrist von fünf Jah ren  für Zinsen und Amortisa­
tion zur Verfügung zu stellen. Bis 1970 glaubt die In­
dustrie, eine weitere staatliche Finanzhilfe in Höhe 
von rund 3,5 Mrd. F zu benötigen. Sie möchte 
diesen Betrag ebenfalls in den ersten fünf Jahren 
w eder verzinsen noch am ortisieren und verlangt an­
schließend für die Rückzahlung eine Frist von minde­
stens 15 Jahren bei einem Zinssatz, der möglichst bei
2.5 Vo liegen und 3 “/o nicht übersteigen sollte. Als 
Gegenleistung bot man der Regierung eine umfassende 
Konzentration an, die sich übrigens im Gange befindet, 
mit dem Ziel, daß praktisch in Zukunft für die gesamte 
Rohstahlproduktion nur noch zwei Gruppen veran t­
wortlich zeichnen, von einigen kleineren Außenseitern, 
die vorwiegend für den Eigenbedarf arbeiten, abgese­
hen. Außerdem wollen sich die W erke verpflichten, im 
Zuge ihrer Rationalisierung und Verlegung aus 
Lothringen, Nord- und M ittelfrankreich an die Küste, 
keine A rbeitskräfte freizusetzen, sondern sich mit der 
normalen oder vorzeitigen Pensionierung zu begnügen 
oder sich aber an neuen Betrieben, die an Ort und 
Stelle freiwerdende A rbeitskräfte beschäftigen, zu be­
teiligen. Die Regierung ist grundsätzlich bereit, auf 
dieses Angebot einzugehen, dürfte aber aut einem Zins- 
satz von 3,5 "/o bestehen, wobei sie selbst verpflichtet 
ist, für die auf dem Kapitalm arkt über Regierungs­
anleihen m obilisierten Beträge rund 7 “/o zu bezahlen.

überraschenderw eise brachten die Konzentrationsbe­
mühungen der Regierung, verbunden mit finanziellen 
Versprechungen, in  der Automobilindustrie bisher 
nicht die gewünschten Erfolge, obwohl die staatlichen 
Renault-W erke in diesem Sektor eine Schlüsselstellung 
besitzen. Nach Ansicht der Regierungssachverständigen 
müßte sich Renault mit Citroën und Peugeot zu einer 
recht geschlossenen und produktionsmäßig koordinier­
ten Gruppe zusammenschließen. Die letzte französi­
sche Automobilfabrik, Simca, ist bekanntlich eine 
Tochtergesellschaft des amerikanischen Chrysler-Kon- 
zerns. Ein erster Versuch einer engeren Zusammen­
arbeit zwischen Citroën und Peugeot scheiterte. Ein 
begünstigter Regierungskredit an Citroën im letzten 
Jah re besaß auch keine bem erkenswerte Konzentra­

6 2 2 W IR T S C H A F T S D IE N S T  1966/XI



tionswirkung. Die im April erfolgte Ankündigung 
einer gewissen tedinisdien Zusammenarbeit zwisdien 
R enault und Peugeot entspradi nidit ganz den T at­
sadien. Diese beiden Gesellsdiaften bleiben näm lidi 
von einer Konzentration nodi sehr weit entfernt, da 
sie n id it einmal eine Koordinierung ihrer M odelle er­
wägen. Das Hindernis ist der staatlidie Charakter der 
Renault-W orke, in denen die privaten Automobil- 
firm en n id it aufgehen können, solange sie n id it w e­
nigstens in eine gemisdite, halbstaatlidie Gesellsdiaft 
um gewandelt wurden. Die Regierungssadiverständigen 
w aren sidi dieser logisdien Notwendigkeit zwar von 
Anfang an bewußt, aus politisdien Gründen w agte je ­
dodi b isher die Regierung nidit, an dem Statut der 
Renault-W erke etwas zu ändern, weil eine derartige 
M aßnahme einen erheblidien W iderstand der Gewerk- 
sdiaften hervorrufen würdej denn diese betrad ite ten  
die Renault-W erke stets als Symbol einer neuen O rd­
nung, obwohl ihre Gesellsdiaftsform praktisdi ohne 
jede Bedeutung ist.

N eben diesen mehr oder weniger direkten In terven­
tionen in den industriellen Bereidi bedient sidi die 
französisdie Regierung sehr bewußt ihrer norm alen 
A usgabenpolitik zur Förderung der Privatw irtsdiaft 
im Sinne einer Ausweitung des nationalen Industrie­
potentials sowie der Stärkung seiner internationalen 
Konkurrenzfähigkeit. Die deutlidisten Beispiele hierfür 
liefern das Rüstungsprogramm, die zivile Atomfor- 
sdiung, verbunden mit dem staatlidien Interesse für 
die angewandte Forsdiung, und das Erziehungswesen.

RUSTUNGSKREDITE UND ATOMPOLITIK

Die französisdien Rüstungskredite dienen seit einigen 
Jah ren  vorwiegend der Sdiaffung eines nationalen 
Atom potentials. Obwohl es für diese A nstrengungen 
von Anfang an nur rein politisdie Gründe gab, ließ 
m an sidi stets die amerikanisdien Erfahrungen als 
Lehre dienen und w ar ohne Unterbrediung darum be­
müht, aus den hohen Ausgaben den denkbar größten 
zivilen Nutzen, gewissermaßen als Nebenprodukt, zu 
ziehen. Die militärischen Forsdiungslaboratorien w ur­
den so keineswegs abgekapselt, sondern zunächst ein­
mal m it dem ursprünglidi rein zivil gewesenen Kom­
m issariat für Atomenergie eng verbunden. Das Kom­
m issariat erhielt so eine Reihe m ilitärisdi finanzierter 
Forsdiungsaufträge, die audi seiner zivilen Forsdiung 
dienlich sein konnten. Außerdem w andten sich die 
militärischen Instanzen stets an die Privatindustrie, 
um  sid i von ihr ihre G eräte und Anlagen bauen zu las­
sen. Auf diese W eise erfolgte im Laufe der Jahre eine 
bedeutungsvolle Streuung neuer Kenntnisse bei gleich­
zeitiger Schulung zahlreicher Fadikräfte, die in Zukunft 
in größerem Ausmaße den Privatbetrieben für ihren in ­
ternationalen Konkurrenzkampf zur Verfügung stehen. 
Der militärische Raketenbau war andererseits stets 
verflochten mit der W eltraumforsdiung im Hinblick 
auf das erw artete neue Weltfernmeldesystem über 
Satelliten. W enn einige französische Betriebe heute in 
der Lage sind, sich für ihr elektronisches M aterial ver­
schiedenster A rt und audi für Zubehörteile der Atom- 
tedinik  gegen eine starke Konkurrenz internationale
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Aufträge zu sichern, verdanken sie dies zweifellos der 
geschickt orientierten m ilitärisdien Ausgabenpolitik.

Noch w eiter zurüdc reicht die bereits 1945 eingeleitete 
staatliche Förderung der zivilen Atomforschung, die 
nunmehr seit rund zwei Jahrzehnten über steigende 
Kredite verfügt und Frankreich auf dem europäischen 
Kontinent für die Atom energie deutlich an die Spitze 
stellt. Es ist bem erkenswert, daß sich ganz bewußt das 
Atomenergiekommissariat nicht auf die Grundlagen­
forschung beschränkte, sondern methodisch seine Tä­
tigkeit auf die angewandte Forschung ausdehnte, und 
zwar in enger Zusammenarbeit mit der Industrie, deren 
Produktionsprogramme es stets neu zu gestalten ver­
suchte, nicht zuletzt indem es vermied, die von ihm 
benötigten Anlagen und Geräte selbst herzustellen. 
M itunter beteiligte es sich auch an Gemeinschaftsgrün­
dungen zur Verringerung des finanziellen Risikos. 
Das staatliche Atomkommissariat ist so jetzt vielfältig 
mit der Privatwirtschaft verflochten.

Die französischen Elektrizitätswerke wichen zunächst 
füT die Errichtung ihrer ersten nuklearen Großkraft­
w erke von der M ethode des Atomkommissariats ab 
und übernahm en selbst für den Bau der Anlagen die 
Gesamtyerantwortung, um anschließend ihre Aufträge 
an einzelne Fabriken zu erteilen. Dies führte zu einer 
erheblichen Überteuerung und bremste gleichzeitig die 
Konzentration in der französischen Atomindustrie ab. 
Nach langen Anstrengungen und mit Unterstützung 
der Regierung konnte schließlich das Atomkommis­
sariat durchsetzen, daß die Elektrizitätswerke die von 
ihm geplanten Gfoßreaktoren als Einheit ausschreiben 
und diejenige Gruppe, die das günstigste Angebot 
abgibt, mit dem Bau global beauftragen. Auf diese 
W eise w ar es möglich, alle am Reaktorenbau interes­
sierten französischen Firmen zu zwingen, sich in zwei 
großen Gruppen zusammenzuschließen und so die Vor­
aussetzungen zu schaffen für eine einigermaßen aus­
sichtsreiche internationale Konkurrenzfähigkeit.

FORSCHUNG U N D  ERZIEHUNG

Ermutigt durch die im Grunde genommen sehr posi­
tiven Erfahrungen des Atomenergiekommissariats, be­
absichtigt je tzt die französische Regierung, in stärke­
rem M aße die angewandte Forschung zu befruditen, 
aus der Erkenntnis heraus, daß in nicht wenigen In­
dustriezweigen die sich aus den technischen Fortschrit­
ten  ergebenden finanziellen Erfordernisse auch für die 
angew andte Forschung über die Möglichkeiten selbst 
großer Unternehmen hinausgehen. Erfolgt keine staat­
liche Unterstützung, dann bestünde die Gefahr, daß 
w ertvolle Erkenntnisse der Grundlagenforschung nicht 
in den industriellen Bereich gelangen. Die Methode 
soll von Fall zu Fall bestimmt werden. Erwähnung 
fand bereits der erwogene Forschungsauftrag an die 
elektronische Industrie für die Herstellung eines m itt­
leren  Elektronenrechners. Die chemische Industrie 
könnte ihrerseits für mit staatlichen Instanzen ver­
einbarte Forschungsprogramme eine Subvention er­
halten. Zur Diskussion steht auch ein staatlich finan­
ziertes Versicherungssystem, das Forschungskosten zu-

lückbezahlt, wenn die A rbeiten nicht zu einer ertrag­
reichen Auswertung auf industrieller Ebene führen. Die 
finanzielle staatliche Intervention soll ferner dafür 
Sorge tragen, daß selbst Großbetriebe ihre Forschungs­
anstrengungen Z u s a m m e n l e g e n ,  zunächst um jede kost­
spielige Doppelgleisigkeit zu beseitigen, später aber 
vielleicht auch, um auf Grund der Forschungsergeb­
nisse gemeinsame Produktionsanlagen bedeutenden 
Ausmaßes zu bauen.

Die wirtsdiaftlich-industriellen A nstrengungen des 
Staates im Erziehungswesen sind eng verbunden mit 
der Forschung. Es herrscht so die allgemeine Tendenz 
vor, die Universität aus der Sphäre der reinen W is­
senschaft herauszunehmen und bis zur Grenze des 
Möglichen in den Dienst der W irtschaft zu stellen. 
Recht methodisch ergänzt man das Lehrprogramm 
außerhalb der naturwissenschaftlichen Fächer, um eine 
spätere Einordnung der Studenten in das W irtschafts­
leben zu erleichtern, um den Übergang von der Theorie 
zur Praxis möglichst reibungslos und schnell sicherzu­
stellen. Es gibt so, um ein Beispiel zu nennen, Sonder­
kurse für Philologiestudenten, die nach Erhalt ihres 
Diploms in der W irtschaft arbeiten wollen. Das all­
gemeine Erziehungswesen, besonders der Mittelschu­
len, wird außerdem dem jeweiligen Bedarf der W irt­
schaft angepaßt, bei systematischer Förderung des 
Berufsschulwesens. Selbstverständlich sind nicht alle 
Reformen erfolgreich, und es m angelt auch nicht an 
traditionellen W iderständen. Die Entwicklung läuft je ­
doch deutlich in eine realistische Richtung und recht­
fertigt sämtliche, mehr oder w eniger glücklichen Tast­
versuche. Diese Neugestaltung des Erziehungswesens 
ist in  Frankreich um so bem erkenswerter, als man 
150 Jahre lang der reinen Theorie eindeutig den V or­
zug gab und es sich für viele um eine nicht immer 
verstandene Abkehr von der Vergangenheit, von 
einer liebgewordenen Tradition handelt.

Um diese französischen Tendenzen oder Interventionen 
zu werten, ist es wahrscheinlich zu früh, denn es w äre 
unberechtigt, h ierin  ein System zu sehen. Meistens 
handelt es sich nämlich um rein pragmatische M aß­
nahmen, die die W irklichkeit aufzwingt. Die Regierung 
und die W irtschaft stehen so häufig vor der N otwen­
digkeit, eine drohende Sackgasse zu verm eiden und 
sowohl dem technischen Fortschritt wie der in ternatio­
nalen Konkurrenz mit ihren verhältnism äßig beschei­
denen M itteln gerecht zu werden. Der Beobachter 
dürfte jedenfalls gut daran tun, diese französischen 
Experimente ohne V orurteile zur Kenntnis zu nehmen, 
ebenso wie ihre teilweise schon vorliegenden Ergeb­
nisse, die unabhängig von jeder ideologischen Beur­
teilung nicht selten als positiv anzuerkennen sind. 
Zu denken gibt schließlich der bereits erwähnte prag­
matische Charakter der französischen W irtschaftspoli­
tik, die sich so in einer schon aus technischen Grün­
den wenig konsolidierten W elt besonders nützlicher 
Bewegungsfreiheit erfreut und nicht w ie die W irt­
schaftspolitik manches anderen Landes, sei es im 
Osten oder im W esten, durch den ständigen doktrinä­
ren Hinweis auf einen einmal grundsätzlich anerkann­
ten Rahmen eingeengt wird.
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